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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Aufhebung der „Lübbering-Stiftung“

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

Vom 23. Mai 2024

Das Ministerium des Innern und für Kommunales hat die Lüb-
bering-Stiftung mit Sitz in Neulewin (Nummer 159 im Stiftungs-
verzeichnis der rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts 
mit Sitz im Land Brandenburg) mit Bescheid vom 8. April 2024 
gemäß § 87a Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I 
S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 34 Absatz 3 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) 
geändert worden ist, in Verbindung mit § 9 des Stiftungsgesetzes 
für das Land Brandenburg (StiftGBbg) vom 30.  Juni 2022 
(GVBl. I Nr. 18) aufgehoben.

Die Stiftung befindet sich in Liquidation. Die Liquidation er-
folgt durch Herrn Henry Steppeler.

Die Gläubigerinnen und Gläubiger der Stiftung werden auf-
gefordert, ihre Ansprüche unter

Lübbering-Stiftung
Der Vorstand
Herrn Henry Steppeler
Sundernstraße 6
33442 Herzebrock-Clarholz

unverzüglich anzumelden.

Ausschreibung 
der im Jahr 2025 vorgesehenen Programme 

für die städtebauliche Erneuerung 
und Weiterentwicklung (Städtebauförderung)

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung 

des Landes Brandenburg 
Az.: 3211 - Programmjahr 2025 

Vom 23. Mai 2024

I. 
Allgemeines

1	 Die Städtebauförderung im Land Brandenburg dient seit 
mehr als 30 Jahren dem Abbau städtebaulicher Miss-
stände und Entwicklungsdefizite sowie einer zeitgemäßen 
und nachhaltigen Weiterentwicklung gewachsener bau-
licher Strukturen. Sie stärkt in den Städten und Gemeinden 
Brandenburgs die Identität und Attraktivität. Unabhängig 
von der Größe der Kommune oder ihrer Lage - im Weiteren 

Metropolenraum oder im Berliner Umland - ist die Städte-
bauförderung das Leitprogramm für eine zukunftsgerechte 
Entwicklung der Städte und Gemeinden. Der Bund und das 
Land Brandenburg unterstützen im Rahmen der Städtebau-
förderung die Städte und Gemeinden auf dem Weg hin zu 
einer nachhaltigen Stadtentwicklung in wirtschaftlichen, 
sozialen, kulturellen und ökologischen Bereichen.

Als lernendes Programm reagiert die Städtebauförderung 
flexibel auf neue und wechselnde Herausforderungen und 
legt Grundlagen für eine bestandsorientierte, klimaverträg-
liche, ressourcenschonende und widerstandsfähige Weiter-
entwicklung der Städte und Gemeinden.

So sind bei der Planung, Vorbereitung und Durchführung 
der Gesamtmaßnahme Maßnahmen des Klimaschutzes 
beziehungsweise zur Anpassung an den Klimawandel im 
Sinne der klimagerechten und klimaresilienten Stadtent-
wicklung zu berücksichtigen.

2	 Städtebauförderung beruht auf den Grundsätzen des be-
sonderen Städtebaurechts im zweiten Kapitel des Bau-
gesetzbuchs (BauGB). Die Förderung erfolgt auf der 
Grundlage von § 164a, § 164b und § 169 Absatz 1 Num-
mer  9 BauGB, der noch zwischen Bund und Ländern 
abzuschließenden Verwaltungsvereinbarung zur Städte-
bauförderung 2025 und der Städtebauförderungsricht-
linie 2021 des Ministeriums für Infrastruktur und Landes-
planung (StBauFR 2021) vom 20. September 2021 (ABl. 
S.  792/2). Diese Ausschreibung erfolgt vorbehaltlich der 
Entscheidung der Haushaltsgesetzgeber, Bundes- sowie 
Landesmittel für das Programm 2025 bereitzustellen.

3	 Städtebauförderung ist stets gebietsbezogen (Förderkulisse). 
Es erfolgt die gebündelte Vorbereitung, Begleitung und Um-
setzung von Einzelvorhaben innerhalb eines abgegrenzten 
(Sanierungs-)Gebietes im Rahmen eines städtebaulichen 
Erneuerungs- und Entwicklungsprozesses (städtebauliche 
Gesamtmaßnahme) zur Behebung von Substanz- und/oder 
Funktionsmängeln (städtebauliche Missstände).

Unverzichtbar für eine erfolgreiche nachhaltige Stadtent-
wicklung ist die Erstellung und regelmäßige Fortentwicklung 
eines umfassenden integrierten Stadtentwicklungskonzeptes 
(INSEK) unter Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger.

Aus diesem gesamtstädtischen Konzept ist eine - gegebe- 
nenfalls aus einem Eckpunktepapier entwickelte - gebiets-
bezogene integrierte städtebauliche Zielplanung abzulei- 
ten, in der die Ziele und Maßnahmen zur Bewältigung der 
städtebaulichen Missstände gemäß § 136 Absatz 2, § 171a 
Absatz 2 oder § 171e Absatz 2 BauGB darzustellen sind. 
Die städtebauliche Zielplanung der Gemeinde hat die über-
geordneten Zielsetzungen der Städtebauförderung ins-
besondere zur Barrierefreiheit, Baukultur, Mitwirkung der 
Bürgerinnen und Bürger, zum Klimaschutz und zur Klima-
anpassung, Mobilitätswende sowie Nachhaltigkeit zu be-
rücksichtigen.



455Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 23 vom 12. Juni 2024

4	 Städtebauförderung ist subsidiär. Das bedeutet, dass die 
Städte und Gemeinden vor dem Einsatz von Städtebau-
förderungsmitteln zunächst andere fachbezogene In-
vestitionshilfen zu nutzen haben und in der Bündelung der 
Finanzierungsinstrumente größtmögliche Synergieeffekte 
erreichen.

Städtebauförderungsmittel werden zur Deckung der un-
rentierlichen Kosten der einheitlichen Vorbereitung und 
zügigen Durchführung einer städtebaulichen Gesamtmaß-
nahme als Einheit nach § 164a Absatz 1 BauGB eingesetzt. 
Fördergegenstand ist die Gesamtmaßnahme.

5	 Schwerpunkte der Förderung sind

-	 die Stärkung der Innenstädte, historischen Stadtkerne 
und Ortsmitten sowie von Stadtteilzentren,

-	 die Fortentwicklung von Stadt- und Ortsteilen mit be-
sonderem sozialem, ökonomischem und ökologischem 
Entwicklungsbedarf sowie

-	 die Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen 
bei erheblichen Funktionsverlusten, insbesondere bei 
Brachflächen und Gebäudeleerständen.

Die städtebauliche Erneuerung und Weiterentwicklung 
soll nach dem Grundsatz „Innenentwicklung vor Außen-
entwicklung“ maßgeblich zur Nachverdichtung, zur Re-
vitalisierung von Brachflächen und damit zur Reduzierung 
der Freiflächeninanspruchnahme für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung 
beitragen.

Die Innenstädte und Ortskerne sollten als lebendige, urba-
ne, gemischt genutzte Mittelpunkte der Kommunen wahr-
genommen werden können.

II. 
Förderkonditionen

Die Förderkonditionen stehen unter dem Vorbehalt des Ab-
schlusses einer entsprechenden Verwaltungsvereinbarung mit 
dem Bund.

Das Bewilligungsvolumen für die städtebauliche Erneuerung 
und Entwicklung wird sowohl beim Bund als auch beim Land 
erst im Rahmen der Aufstellung des Bundes- sowie des Landes-
haushalts 2025 festgelegt.

Es ist davon auszugehen, dass Fördermittel über einen Zeit-
raum von sieben Jahren ausgereicht werden.

Die zur Verfügung stehenden Finanzhilfen werden für die vom 
Bund für 2025 vorgesehenen Bund-Länder-Programme ein-
gesetzt. Dies sind voraussichtlich:

-	 Lebendige Zentren - Erhalt und Entwicklung der Stadt- und 
Ortskerne (LZ),

-	 Sozialer Zusammenhalt - Zusammenleben im Quartier ge-
meinsam gestalten (SZH),

-	 Wachstum und nachhaltige Erneuerung - Lebenswerte 
Quartiere gestalten (WNE).

Grundsätzlich erfolgt eine Drittelförderung. Hiervon kann auf-
grund programmspezifischer Regelungen (siehe Nummer III.) 
abgewichen werden sowie wenn aufgrund der verpflichtenden 
Haushaltssicherung in der jeweiligen Gemeinde ein Fördersatz 
von 90 Prozent (Bundes- und Landesmittel) zugelassen werden 
kann.

Für die Sicherung von Altbauten oder anderer das Stadtbild 
prägender Gebäude können bis zu 90 Prozent aus Bundes- und 
Landesmitteln finanziert werden.

III. 
Programme

Lebendige Zentren - 
Erhalt und Entwicklung der Stadt- und Ortskerne (LZ)

Mit dem Bund-Länder-Programm „Lebendige Zentren - Er-
halt und Entwicklung der Stadt- und Ortskerne“ werden die 
Anpassung, Stärkung und Revitalisierung sowie die Erhaltung 
von Stadtkernen, historischen Altstädten, Stadtteilzentren, die 
Profilierung und Standortaufwertung sowie die Erhaltung und 
Förderung von Nutzungsvielfalt unterstützt. Ziel ist im Sinne 
einer lebendigen Nutzungsmischung die Entwicklung der Zent- 
ren zu attraktiven und identitätsstiftenden Standorten für Woh-
nen, Arbeiten, Wirtschaft und Kultur.

Bei städtebaulichen Gesamtmaßnahmen in historischen Alt-
städten und Stadtbereichen mit denkmalgeschützter bezie- 
hungsweise besonders erhaltenswerter Bausubstanz können 
auf Grundlage einer städtebaulichen Erhaltungssatzung gemäß 
§ 172 Absatz 1 Nummer 1 BauGB die förderfähigen Ausgaben 
bis zu 80  Prozent aus Bundes- und Landesmitteln finanziert 
werden.

Sozialer Zusammenhalt - 
Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten (SZH)

Das Ziel des Städtebauförderungsprogramms „Sozialer Zusam- 
menhalt - Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten“ 
ist die Stabilisierung und Aufwertung städtebaulich, wirtschaft-
lich und sozial benachteiligter und strukturschwacher Stadt- 
und Ortsteile. Damit soll unter anderem ein Beitrag zur Er-
höhung der Wohn- und Lebensqualität und Nutzungsvielfalt, 
der Integration aller Bevölkerungsgruppen und zur Stärkung 
des Zusammenhalts in der Nachbarschaft geleistet werden. 
Das Programm bündelt die Aktivitäten einer sozialen Stadtent-
wicklung und zeichnet sich vor allem durch seinen interdiszi-
plinären Ansatz aus. Das Programm „Sozialer Zusammenhalt“ 
unterstützt Städte daher nicht nur in ihrer baulichen Ent-
wicklung. Ein Schwerpunkt des Programms umfasst auch das 
Quartiersmanagement und die Mobilisierung von Teilhabe der 
Bürgerinnen und Bürger und ehrenamtlichem Engagement.

Wachstum und nachhaltige Erneuerung - 
Lebenswerte Quartiere gestalten (WNE)

Das Städtebauförderungsprogramm „Wachstum und nach-
haltige Erneuerung - Lebenswerte Quartiere gestalten“ soll 
die Städte und Gemeinden bei der Bewältigung von demo-
grafischen und wirtschaftlichen Herausforderungen im Be-
reich der Stadterneuerung und Stadtentwicklung unterstützen. 
Mit dem Programm werden Gesamtmaßnahmen in Gebieten 
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gefördert, die von erheblichen städtebaulichen Funktionsver-
lusten und Strukturveränderungen betroffen sind. Die Städte 
und Gemeinden sollen möglichst frühzeitig in die Lage versetzt 
werden, sich auf Strukturveränderungen und auf die damit ver-
bundenen städtebaulichen Auswirkungen einzustellen. Ziel ist 
es, die Entwicklung, die Umstrukturierung und die nachhaltige 
Erneuerung dieser Gebiete zu lebenswerten Quartieren zu be-
fördern, auch in wachsenden Städten und Gemeinden.

Es können in vier Teilprogrammen Förderanträge gestellt wer-
den:

Teilprogramm Aufwertung:

Förderung von Einzelvorhaben zur Aufwertung von Stadt-
quartieren, in der Regel mit einer 2/3-Bundes- und Landes-
mittelförderung an den förderfähigen Kosten in Verbindung mit 
1/3 kommunalen Eigenanteil.

Teilprogramm Rückbau:

Förderung des Rückbaus von Wohngebäuden, die von struk-
turellem Leerstand betroffen sind und dauerhaft nicht mehr 
benötigt werden, mit bis zu 110 Euro je Quadratmeter (Bun-
des- und Landesmittel) förderfähiger Kosten. Dazu zählen: 
Aufwendungen für die Freimachung von Wohnungen, Auf-
wendungen für den Rückbau unmittelbar (Abrisskosten), 
Aufwendungen für eine einfache Wiedernutzung, dazu zählt 
insbesondere die Begrünung. Der Rückbau von vor 1919 er-
richteten Gebäuden in straßenparalleler Blockrandbebauung 
(Vorderhäusern) oder anderen das Stadtbild prägenden Ge-
bäuden ist nicht förderfähig.

Teilprogramm Sicherung, Sanierung und Erwerb:

Förderung der Sicherung und Sanierung von Altbauten (Bau-
jahr vor 1949) sowie der Erwerb ebendieser Gebäude durch 
die Kommune zum Zwecke der Sicherung oder Sanierung. In 
diesem Programm ist eine Förderung bis zu 100  Prozent der 
förderfähigen Kosten durch Bundes- und Landesmittel mög-
lich. Zusätzliche Fördergrundlage in diesem Teilprogramm ist 
eine mit dem Land abgestimmte Altbauaktivierungsstrategie.

Teilprogramm Rückführung städtischer Infrastruktur 
(Förderung von Maßnahmen der Rückführung der sozialen 
und technischen Infrastruktur):

Bei der Herrichtung eines Gebäudes der sozialen Infrastruktur 
für eine neue Nutzung kann eine Förderung der förderfähigen 
Kosten von bis zu 90 Prozent Bundes- und Landesmittel ein-
gesetzt werden. Bei dem Rückbau eines Gebäudes der sozialen 
Infrastruktur können die förderfähigen Ausgaben mit bis zu 
90 Prozent über Bundes- und Landesmittel sowie beim Rück-
bau der technischen Infrastruktur mit bis zu 50 Prozent Bundes- 
und Landesmittel gefördert werden.

Interkommunale Kooperation (IKK)

In den drei vorgenannten Programmen ist auch die Förderung 
von gemeindlichen interkommunalen Kooperationen (IKK) 
möglich, in denen eine Gemeinde die Rechte und Pflichten der 
Zuwendungsempfangenden für die Kooperation durch die Ko-
operationsvereinbarung übernimmt (Leadpartner).

Die Förderung einer Kooperation in mehr als einem der drei 
Städtebauförderungsprogramme ist jedoch ausgeschlossen.

Als Förderkulissen kommen sowohl abgegrenzte Teilbereiche 
von bestehenden städtebaulichen Gesamtmaßnahmen als auch 
hiervon räumlich getrennte, aber funktional verbundene Stand-
orte in den Verflechtungsbereichen Zentraler Orte in Frage. Die 
Kooperationskulissen sind räumlich abzugrenzen. Umfang und 
vorrangige funktionale Verbindung sowie die Zielsetzung der 
Kooperation sind in einem Eckpunktepapier darzustellen.

Grundlage für die Förderung ist eine unter Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger erstellte Zielplanung, die sich aus 
dem INSEK des Leadpartners sowie sonstigen überörtlichen 
Planungen und gegebenenfalls weiteren INSEKS der teil-
nehmenden Kommunen ableiten lässt.

Alle Vorhaben der Gesamtmaßnahme müssen einen besonders 
hohen Beitrag zur verfolgten Kooperationszielsetzung leisten. 
Der Fördersatz beträgt bis zu 90 Prozent Zuweisung von Bun-
des- und Landesmitteln.

Entsprechende Konzepte, die in den kooperierenden Gemeinden 
bereits vorhanden sind, können unter Berücksichtigung der 
Eckpunktepapier-Struktur weiterentwickelt und daraus die 
förderprogrammbezogene Zielplanung entwickelt werden.

Die Zielplanung einschließlich der räumlichen Abgrenzung 
ist von den kooperierenden Kommunen nach Abstimmung der 
Realisierbarkeit mit dem Landesamt für Bauen und Verkehr 
(LBV) zu beschließen.

Die darzustellende übergemeindliche Zusammenarbeit hat die 
im Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Branden-
burg (LEP HR) vorgezeichneten Leitlinien zur interkommunalen 
Kooperation in den Verflechtungsbereichen Zentraler Orte zu 
berücksichtigen.

Ein Informationsblatt findet sich auf der Homepage des MIL 
(https://mil.brandenburg.de).

IV. 
Verfahren

Eine Förderanfrage/Interessensbekundung beziehungsweise 
ein Eckpunktepapier kann als (formlose) Vorstufe zum Erst-
antrag jederzeit an das LBV - ohne Beachtung von Antrags-
fristen - gestellt werden.

Als Antragsunterlagen für einen Erstantrag sind mindestens 
einzureichen:

-	 ein gesamtstädtisches Integriertes Stadtentwicklungs-
konzept (INSEK),

-	 im Fall der Förderung einer gemeindeübergreifenden Zu-
sammenarbeit muss das INSEK auch diesen gemeindeüber-
greifenden Zusammenhang darstellen und zwischen den 
kooperierenden Gemeinden abgestimmt sein,

-	 ein Eckpunktepapier mit Darstellung der städtebaulichen 
Missstände sowie der zu deren Beseitigung/Verminderung 
vorgesehenen städtebaulichen Vorhaben.
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Wird in der Gemeinde bereits eine Gesamtmaßnahme durch-
geführt beziehungsweise ist bereits eine städtebauliche Ge- 
samtmaßnahme nach dem Baugesetzbuch durchgeführt wor-
den, ist dem Antrag eine Übersichtskarte beizufügen, in die 
alle Gesamtmaßnahmen eingezeichnet sind (auch abgerechnete 
Gesamtmaßnahmen); der Stand der Gesamtmaßnahmen ist zu 
erläutern.

Ist die Gesamtmaßnahme bereits in vorangegangenen Jahren in 
ein Städtebauförderungsprogramm aufgenommen worden und 
soll diese fortgeführt werden, ist ein Folgeantrag zu stellen.

Ein Folgeantrag ist über das neue Online-Portal an das LBV zu 
richten (siehe Internetauftritt des LBV).

Antragsbestandteile sind:

-	 Antrag auf Gewährung einer Zuwendung (inklusive Seite 2 
des Antragsformulars),

-	 Angaben zu Maßnahmen des Klimaschutzes und zur An-
passung an den Klimawandel (siehe gesonderte Anlage),

-	 Kosten- und Finanzierungsübersicht,
-	 Maßnahmenliste,
-	 Formblatt zur Bestätigung des Landkreises.

Für die Nutzung der Online-Antragstellung ist ein personen-
bezogener Zugang erforderlich. Dieser ist unter der nach-
folgend benannten E-Mail-Adresse im Landesamt für Bauen 
und Verkehr zu beantragen:

staedtebaufoerderung@lbv.brandenburg.de.

Anträge auf Aufnahme neuer städtebaulicher Gesamtmaßnah- 
men und Folgeanträge für laufende Gesamtmaßnahmen sind 
entsprechend dem vorgegebenen Antragsverfahren bis zum 
30. Oktober 2024 zu stellen.

Die Antragsfrist ist im Hinblick auf eine ordnungsgemäße Be-
arbeitung unbedingt einzuhalten.

Die Sachstandsberichte in textlicher und kartografischer Form 
sind entsprechend dem vorgegebenen Antragsverfahren bis 
zum 30.  Oktober 2024 vorzulegen. Sie werden bei der Be-
arbeitung von Folgeanträgen in die Gesamtschau einbezogen.

Errichtung und Betrieb 
einer Biogasanlage in 15306 Seelow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 11. Juni 2024

Die Firma Biogas Produktion Seelow GmbH, Loos 1 a in  
15306 Seelow beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund- 
stück in 15306 Seelow, Loos 1 a in der Gemarkung Seelow, 
Flur 18, Flurstück 36 eine Biogasanlage zu errichten und zu 
betreiben (Az.: G01923).

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Änderung der Ein-
gangsstoffmengen von nachwachsenden Rohstoffen und den 
erstmaligen Einsatz von Wirtschaftsdünger. Die Eingangs-
stoffmengen werden dabei um circa 113 t/d erhöht. Die Pro-
duktion von Biogas soll auf 31,2 Mio. Nm3/a erhöht werden. 
Es ist beabsichtigt eine abgedeckte Vorgrube mit Abfüllfläche 
zur Beschickung der Fermenter mit Gülle und zwei Gärrück-
standsbehälter zu errichten und zu betreiben. Zudem soll die 
Drosselung des BHKW 2 aufgehoben, das Sozialgebäude um-
gebaut und die Gärrückstandstrocknung stillgelegt werden.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6.3.1 GE 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer  8.4.2.1 A der Anlage  1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG).

Für das Vorhaben ist die Zulassung vorzeitigen Beginns gemäß 
§ 8a BImSchG für die Baufeldfreimachung, die Erdarbeiten zur 
Schaffung der Baugruben, der Fundamentarbeiten und der Be-
hälterbau sowie die Inbetriebnahme mit den höheren Eingangs-
stoffmengen und flexiblen Eingangsstoffen beantragt.

Mit Bezug auf die von der Bundesregierung festgestellte Gas-
mangellage (Ausrufung der zweiten Stufe des Notfallplans Gas 
am 23. Juni 2022) werden die Vorschriften des § 31f BImSchG 
für die Beteiligung der Öffentlichkeit in Genehmigungsver-
fahren und des § 31e BImSchG für die Zulassung vorzeitigen 
Beginns bei einer Gasmangellage angewendet. Der Antrag-
steller hat das Vorliegen der Voraussetzungen für die Anwen- 
dung der verfahrenserleichternden Vorschriften im Genehmi- 
gungsantrag dargestellt.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im 4. Quartal 2024 vor-
gesehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazu-
gehörigen erforderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19- 
Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine  
Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder-
lichen Unterlagen sind vom 13. Juni 2024 bis einschließlich 
19. Juni 2024 auf der Internetseite des Landesamtes für Um-
welt Brandenburg unter der Vorhaben-ID G01923 veröffent-
licht: https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-ost.

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von §  3 Ab-
satz 2 Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag sowie 
die dazugehörigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich bei 
folgenden Behörden ausgelegt und können dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden:

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser 
Chaussee 50, Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) und
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-	 in der Stadtverwaltung Seelow, Bauamt, Küstriner Straße 61  
in 15306 Seelow.

Für Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unter-
lagen wird um eine vorherige Anmeldung während der Dienst-
stunden unter folgenden Kontaktdaten gebeten:

-	 im Landesamt für Umwelt
unter der Telefonnummer 0335 60676-5182
oder per E-Mail: t13@lfu.brandenburg.de oder

-	 bei der Stadtverwaltung Seelow
unter der Telefonnummer 03346 802-157
oder per E-Mail: hochbau@seelow.de.

Die veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen enthalten auch  
die Untersuchungen zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, ins- 
besondere Angaben zu Schall, Geruch, Ammoniak und Stick-
stoff, Auswirkungen auf Fauna, Wasser sowie zu Auswirkungen 
infolge von Störfällen.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 13. Juni 2024 bis einschließlich 26. Juni 
2024 unter Angabe der Vorhaben-ID G01923 schriftlich oder 
elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsver-
fahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder bei 
der Stadtverwaltung Seelow, Küstriner Straße 61 in 15306 Seelow  
erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmi- 
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet  
werden unter: https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Gemäß § 31f Absatz 4 BImSchG soll die Genehmigungsbehörde 
auf die Durchführung eines Erörterungstermins verzichten. 
Sollten sich aus eingegangenen Einwendungen Anhaltspunkte 
ergeben, dass ein Erörterungstermin dennoch erforderlich ist, 
wird dieser Termin gesondert anberaumt und bekannt gemacht.

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu 
geben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name 
und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht wer-
den, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Ge-
nehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind.

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt 
nicht. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Es findet auch eine grenzüberschreitende Behörden- und Öf- 
fentlichkeitsbeteiligung statt.

Nach § 7 Absatz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung durchzuführen. Die Feststellung erfolg-
te nach Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der Grund-
lage der vom Vorhabensträger vorgelegten Unterlagen sowie 
eigener Informationen. Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde 
festgestellt, dass für das oben genannte Vorhaben keine UVP-
Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Kri-
terien:

Die Umweltauswirkungen des Vorhabens sind nur gering-
fügig. Durch den Anlagenbetrieb erhöhen sich geringfügig die 
Schall- und Stickstoffemissionen. Die Stilllegung der Gärrest-
trocknungsanlage führt zu einer Reduzierung der Geruchs- und 
Ammoniakemissionen. Die jeweiligen Grenzwerte und Richt-
werte werden beim bestimmungsgemäßen Betrieb eingehalten. 
Geschützte Biotope und Schutzgebiete werden von der Anlage 
nicht nachteilig beeinflusst.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  13 des Gesetzes vom 
8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 4. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 344)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Anerkennung von Prüfingenieurinnen und 
Prüfingenieuren für Standsicherheit

Bekanntmachung 
des Landesamtes für Bauen und Verkehr 

Vom 27. Mai 2024

Das Landesamt für Bauen und Verkehr wird zeitnah ein wei- 
teres Verfahren zur Anerkennung von Prüfingenieurinnen und 
Prüfingenieuren für Standsicherheit durchführen.

Interessierte, welche die Voraussetzungen der Brandenburgi- 
schen Bautechnischen Prüfungsverordnung (BbgBauPrüfV) 
vom 10. September 2008 (GVBl. II S. 374), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 13. März 2023 (GVBl. II  
Nr.  17), erfüllen, können Anträge auf Anerkennung bis zum 
30.  August 2024 beim Landesamt für Bauen und Verkehr, 
Außenstelle Cottbus, Gulbener Straße 24, 03046 Cottbus stellen.

Dem Antrag sind Unterlagen nach § 6 Absatz 2 BbgBauPrüfV  
beizufügen. Nähere Informationen zum Anerkennungsver- 
fahren und zu den Antragsunterlagen sind im Internet un- 
ter der Adresse https://lbv.brandenburg.de/brandenburgische- 
bauordnung-24765.html zu entnehmen.

Als Ansprechpartner steht Herr Dipl.-Ing. Schellenberg (Tele-
fon: 03342 4266-3500) zur Verfügung.

Es wird darauf hingewiesen, dass Anträge, welche nach dem 
30. August 2024 eingehen, für dieses Anerkennungsverfahren 
nicht mehr berücksichtigt werden können. Sowohl die An-
erkennung als Prüfingenieurin und Prüfingenieur für Stand-
sicherheit als auch die Ablehnung des Antrages wegen nicht 
nachgewiesener Anerkennungsvoraussetzungen oder fachlicher 
Eignung sind gebührenpflichtig.

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufrufe

Der Verein Förderverein Dorfkirche Birkholz e. V., Birk-
holzer Dorfstraße 35, 16321 Bernau OT Birkholz, ist zum 
1. April 2024 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläu-
biger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den 
Verein bei nachstehend genannten Liquidatoren anzumelden:

Ulrich Buhrow	 Siegfried Fichtler
Birkholzer Dorfstraße 35	 Birkholzer Dorfstraße 9
16321 Bernau OT Birkholz	 16321 Bernau OT Birkholz

Dr. Christian Henschel
Birkholzer Dorfstraße 6 B
16321 Bernau OT Birkholz

Der Verein „Angelverein Schiffmühle e. V.“, c/o Matthias 
Schröder, Sonnenburg 2, 16259 Bad Freienwalde (Oder), ist zum 
31. Dezember 2023 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und 
Gläubiger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den 
Verein bei nachstehend genannten Liquidatoren anzumelden:

Matthias Schröder	 Marco Thiemann
Sonnenburg 2	 Gartenstraße 1
16259 Bad Freienwalde (Oder)	 16259 Bad Freienwalde (Oder)

Christian Schröder
Am Fährkrug 18
16259 Bad Freienwalde (Oder)

Der Verein Freundeskreis Paul-Wunderlich-Stiftung e. V., 
c/o Landkreis Barnim, 16225  Eberswalde, Am Markt 1, ist 
mit Beschluss der Mitgliederversammlung Nr.  01/2024 am 
13.  April 2024 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und 
Gläubiger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen 
den Verein bei nachstehend genannten Liquidatorinnen und Li-
quidatoren anzumelden:

Ingrid Fischer	 Karl-Heinz Aßmann
Tharauer Allee 4	 Hardenbergstraße 8
14055 Berlin	 16225 Eberswalde

Der Verein Onkologischer Arbeitskreis Südbrandenburg e. V.,  
Thiemstraße 111, 03048 Cottbus, ist am 20.  Dezember 2023 
aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden 
aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den Verein bei nach-
stehend genannten Liquidatoren anzumelden:

Dr. Wolfgang Schmidt	 Dr. Gunther Ziegenhardt
Siedlerweg 2 a	 Thiemstraße 111
01998 Schipkau OT Klettwitz	 03048 Cottbus, CTK Cottbus

Der Verein Sportgemeinschaft „Traktor Hirschfeld e. V.“, 
c/o Vorsitzender Steffen Thieme, Elsterwerdaer Straße 4, 
04932 Hirschfeld, ist am 27.  Dezember 2022 aufgelöst wor-
den. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, 
bestehende Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend ge-
nannten Liquidatoren anzumelden:

Steffen Thieme	 Falk Rühle
Elsterwerdaer Straße 4	 Großenhainer Straße 30 b
04932 Hirschfeld	 04932 Hirschfeld

Der Angelverein Mineralölverbundleitung 83 e. V., Am 
Kniebusch 1, 16303 Schwedt/Oder, ist am 15.  Januar 2024 
aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden 
aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den Verein bei nach-
stehend genannten Liquidatoren anzumelden:

Ralf Ruge	 Manfred Schulz
Am Kniebusch 1	 Rotdorfweg 26
16303 Schwedt/Oder	 16303 Schwedt/Oder
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Der Verein „Kirche mit Kindern“ e. V., Martin-Luther-Stra-
ße 24, 17268 Templin, ist zum 30. April 2024 aufgelöst wor-
den. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, 
bestehende Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend ge-
nannten Liquidatorinnen anzumelden:

Christina Steddin	 Susanne Meißner
Kurtschlager Dorfstraße 53	 Templiner Straße 26
16792 Zehdenick	 16775 Gransee

Silvia Rodenhagen
Neuer Kietz 9 a
16792 Zehdenick

Der Verein „Freies Tor - Bürgerverein Potsdamer Innen-
stadt e. V.“, Rudolf-Breitscheid-Straße 72 E, 14482 Potsdam, 
ist am 12. Juni 2023 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und 
Gläubiger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen 
den Verein bei nachstehend genannten Liquidatorinnen und Li-
quidatoren anzumelden:

Uwe Meybohm	 Martina Spicker
Clara-Zetkin-Straße 6	 Rudolf-Breitscheid-Straße 72 E
14471 Potsdam	 14482 Potsdam

Evelin Spielhagen	 Dr. Ingo Orgzall
Scheffelstraße 20	 Kastanienallee 1
14482 Potsdam	 14471 Potsdam

Der Verein Feuerwehrsport Team-LDS e. V., c/o Thomas 
Lemmler, Birkenweg 11, 15711 Königs Wusterhausen ist am 
16.  März 2023 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und 
Gläubiger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen 
den Verein bei nachstehend genannten Liquidatorinnen und Li-
quidatoren anzumelden:

Constantin Genge	 Thomas Lemmler
Paul-Engelhard-Straße 75	 Birkenweg 11
14469 Potsdam	 15711 Königs Wusterhausen

Nadine Kuba
Kantstraße 17
15732 Schulzendorf

Der Verein Dorfclub Jerischke e. V., c/o Klaus-Bernd Gün-
ther, Pusack 1, 03159 Neiße-Malxetal, ist zum 11.  Oktober 
2022 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläubiger 
werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den Verein 
bei nachstehend genannten Liquidatorinnen und Liquidatoren 
anzumelden:

Klaus-Bernd Günther	 Gabriele Klauke
Pusack 1	 Jerischke 29
03159 Neiße-Malxetal	 03159 Neiße-Malxetal
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